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Zeiterfassung für freigestellte Betriebsratsmitglieder  
 
 
Betriebsratsmitglieder, die gemäß § 38 Abs. 1 BetrVG vollständig von der 

Pflicht zur Erbringung ihrer Arbeitsleistung freigestellt wurden, nehmen an ei-

ner Betriebsvereinbarung über die elektronische Erfassung der Arbeitszeiten 

im Betrieb teil, sofern diese nach der Art ihrer ansonsten geschuldeten Arbeits-

tätigkeit Anwendung finden würde. 

(Leitsätze des Verfassers) 
BAG vom 10.07.2013 - 7 ABR 22/12 

 
 

Das BAG hat mit dieser Entscheidung die Rechte freigestellter Betriebs-
ratsmitglieder gestärkt. Für diese besteht eine Vielzahl nicht eindeutig 
geregelter Rechtsfragen, die in den §§ 38, 37 Abs. 2, 3 BetrVG nicht 
geregelt sind. Auf die nur scheinbar banale Frage, wer bei einem frei-
gestellten Betriebsratsmitglied eigentlich den Urlaub zu genehmigen 
hat, wird beispielhaft verwiesen. Ähnlich Probleme ergeben sich bezüg-
lich der Frage der Festlegung und Verteilung der täglichen Arbeitszeiten 
und der Verteilung auf die Wochentage. Hier schafft die vorliegende 
Entscheidung teilweise Abhilfe. 

Hintergrund der Entscheidung war der Wechsel von vier Betriebsrats-
mitgliedern eines 17-köpfigen Gremiums in eine vollständige Freistel-
lung nach § 38 BetrVG. Bei dem betroffenen Luftfahrtunternehmen gal-
ten als Arbeitszeitmodelle je nach Arbeitseinsatz gleitende Arbeitszeit, 
Arbeitszeit nach Schicht- oder Dienstplänen und Vertrauensarbeitszeit. 
Die Teilnahme an letzterer erfolgt nur auf freiwilliger Basis. Zusätzlich 
existierte im Unternehmen eine Betriebsvereinbarung zur elektroni-
schen Zeiterfassung, die für alle Fälle außerhalb der Vertrauensarbeits-
zeit einschlägig war. Die von der Freistellung betroffenen Betriebsrats-
mitglieder waren zuvor in Gleitzeit- oder Schichtmodellen tätig gewe-
sen. Der Betriebsrat beschloss nun, dass die vier freigestellten Be-
triebsratsmitglieder an der elektronischen Zeiterfassung teilnehmen soll-
ten. Die Arbeitgeberin wandte sich gegen diesen Beschluss des Be-
triebsrats mit dem Argument, dass keine Arbeitstätigkeit im Sinne der 
Betriebsvereinbarung vorläge und daher auch keine Arbeitszeit erfasst 
werden könne. 
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Das BAG hatte in diesem Zusammenhang insbesondere zu entscheiden, wie die 
Einordnung der vollständigen Freistellung im Hinblick auf die im Unternehmen gel-
tenden Arbeitszeitmodelle zu werten war. Wenn bei der Erledigung von Betriebs-
ratstätigkeiten das Direktionsrecht des Arbeitgebers suspendiert ist, liegt dann ein 
Vergleichsfall mit der Vertrauensarbeitszeit vor? In Konsequenz hätte dies bedeu-
tet, dass die Betriebsratsmitglieder von der elektronischen Zeiterfassung ausge-
schlossen gewesen wären, weil die entsprechende Betriebsvereinbarung gerade 
nicht für die Vertrauensarbeitszeit im Unternehmen galt. 

Das BAG hat diesen Weg jedoch ausdrücklich nicht beschritten, sondern aus-
schließlich auf die Arbeitszeitmodelle abgestellt, die für die Betriebsratsmit-
glieder vor dem Zeitpunkt ihrer Freistellung nach § 38 BetrVG Anwendung 
fanden. Da für keines der Betriebsratsmitglieder Vertrauensarbeitszeit galt, war ih-
re Teilnahme an der elektronischen Zeiterfassung möglich. Das BAG zieht dort er-
neut den in ständiger Rechtsprechung fortentwickelten Vergleich zwischen der ar-
beitsvertraglich geschuldeten Arbeitstätigkeit und der ehrenamtlichen Betriebs-
ratstätigkeit unter Fortzahlung der vertraglichen Vergütung gem. § 37 Abs. 2 Be-
trVG. Insofern gelten auch für eine vollständige Freistellung nach § 38 Abs. 1 Be-
trVG die zu § 37 Abs. 2 BetrVG entwickelten Grundsätze. Auch ein vollständig 
freigestelltes Betriebsratsmitglied hat die Verpflichtung, sich während seiner 
arbeitsvertraglichen Arbeitszeit im Betrieb aufzuhalten und Betriebsratstä-
tigkeiten nachzugehen. Die bisherigen Arbeitszeitmodelle gelten weiter. 
Deshalb nehmen die freigestellten Betriebsratsmitglieder auch weiterhin an der 
elektronischen Zeiterfassung teil. 

Auf den ersten Blick mag nicht gleich erkennbar sein, welchen Zweck der Be-
triebsrat mit seiner Feststellung der Teilnahmeberechtigung an der elektronischen 
Zeiterfassung verfolgte, zumal die Arbeitgeberin ausdrücklich auf ein derartiges 
Erfordernis „verzichtet“ hatte. Eine zeitliche Kontrolle der freigestellten Betriebs-
ratsmitglieder wäre also eigentlich ausgeschlossen gewesen. Auch den Entschei-
dungsgründen lässt sich die Motivation des Betriebsrats nicht entnehmen. Es liegt 
jedoch der Schluss nahe, dass Hintergrund für die Auseinandersetzung das nach-
vollziehbare Bedürfnis des Betriebsrats war, Rechtssicherheit für die freigestellten 
Mitglieder zu schaffen. Die Frage der Ableistung von Mehrarbeit, die Frage der Er-
ledigung von Betriebsratstätigkeiten außerhalb der Arbeitszeit gem. § 37 Abs. 3 
BetrVG und weitere Probleme fußen letztlich auf der korrekten Erfassung der zeit-
lichen Lage der Betriebsratstätigkeiten. In Auseinandersetzungen mit dem Arbeit-
geber stellt sich auch für ein freigestelltes Betriebsratsmitglied leicht das Problem 
der Beweisbarkeit von Tätigkeitszeiten. Über eine elektronische Zeiterfassung 
lässt sich dieses Problem am Einfachsten lösen, sodass Konfliktfälle bereits im 
Vorfeld ausgeschlossen werden. 

 Fazit: 

Die Entscheidung bringt weitere Klarheit in die rechtliche Stellung von gemäß § 38 

Abs. 1 BetrVG vollständig freigestellten Betriebsratsmitgliedern. Für diese gelten die 

arbeitszeitlichen Rahmenbedingungen, die vor der Freistellung im Arbeitsverhältnis ge-

golten haben, weiter. Davon erfasst ist auch die Teilnahme an einer elektronischen Zeit-

erfassung. Betriebsräte mit freigestellten Mitgliedern können dies zukünftig für ihre Ar-

beit beachten und damit z.B. ihre Ansprüche auf Freizeitausgleich gemäß § 37 Abs. 3 

BetrVG durchsetzen. 


